
88 Gesetzblatt Teil I Nr. 2 — Ausgabetag: 22. Januar 1968

(2) Auch Verteidiger, Zeugen, Sachverständige, Ge­
schädigte und andere Personen können gegen Be­
schlüsse, durch welche sie betroffen werden, Be­
schwerde erheben.

(3) Beschlüsse des Gerichts, die in der Hauptverhand­
lung der Urteilsfüllung vorausgehen, unterliegen nicht 
der Beschwerde. Ausgenommen sind Beschlüsse über 
Verhaftungen, Beschlagnahmen, Durchsuchungen, Ar­
restbefehle und Ordnungsstrafen sowie alle Entschei­
dungen, durch welche dritte Personen betroffen wer-’ 
den.

§306
Einlegung und Einlegungsfrist

(1) Die Beschwerde ist binnen einer Woche bei dem 
Gericht, von dem der angefochtene Beschluß erlassen 
ist, zu Protokoll der Rechtsantragsstelle oder schriftlich 
durch den Betroffenen oder einen Rechtsanwalt einzu­
legen.

(2) Die Frist läuft bei den in Anwesenheit des Be­
schwerdeführers verkündeten Beschlüssen von der 
Verkündung, in anderen Fällen von der Zustellung ab.

(3) Hält das Gericht, dessen Beschluß angefochlen 
wird, die Beschwerde für begründet, ist ihr slattzuge- 4 
ben; anderenfalls ist die Beschwerde innerhalb von 
drei Tagen dem Beschwerdegericht vorzulegen.

§307

Keine aufschiebende Wirkung
(1) Durch Einlegung der Beschwerde wird die Durch­

führung des angefochtenen Beschlusses nicht gehemmt.

(2) Jedoch kann das Gericht, dessen Beschluß ange- 
fochten wird, sowie das Beschwerdegericht anordnen, 
daß die Durchführung des angefochtenen Beschlusses 
auszusetzen ist.

§308
Entscheidung über die Beschwerde

(1) Die Entscheidung über die Beschwerde erfolgt 
nach Anhörung des Staatsanwalts in der Regel ohne 
mündliche Verhandlung.

(2) Das Beschwerdegericht kann den Beteiligten die 
Beschwerde zur schriftlichen Stellungnahme mitteilen; 
es kann die Beteiligten hören und erforderliche Ermitt­
lungen anordnen oder selbst vornehmen.

(3) Ist die Beschwerde begründet, erläßt das Be­
schwerdegericht zugleich den in der Sache erforder­
lichen Beschluß.

§309

Mündliche Verhandlung
(1) Über die Beschwerde ist nach mündlicher Ver­

handlung zu entscheiden, wenn es gesetzlich vorge­
schrieben ist oder die Bedeutung der Sache es erfordert. 
Die Vorschriften über die Durchführung der Haupt­
verhandlung erster Instanz gelten entsprechend. Das 
Gericht kann Beweis erheben.

(2) Zur mündlichen Verhandlung sind die unmittel­
bar Betroffenen, der Staatsanwalt und, sofern die Be­
schwerde durch einen Rechtsanwalt eingelegt wurde, 
der Rechtsanwalt zu laden.

§310

Beschwerde gegen die Festsetzung der Höhe des 
Schadensersatzes

(1) Wird in einem Strafverfahren, in dem über den 
Schadensersatzanspruch des Geschädigten mit entschie­
den wurde, weder Protest noch Berufung eingelegt, 
kann sowohl der Geschädigte als auch der Angeklagte 
gegen die Festsetzung der Höhe des Schadensersatzes 
Beschwerde einlegen.

(2) Das Verfahren ist insoweit dem Senat zu über­
weisen, der für die Entscheidung über diesen Anspruch 
in zweiter Instanz zuständig ist.

S e c h s t e s K a p i t e l
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Kassationsanlrag

§311

Zulässigkeit und Gründe
(1) Der Kassation unterliegen rechtskräftige Ent­

scheidungen in Strafsachen.

(2) Die Kassation kann erfolgen, wenn
1. die Entscheidung auf einer Verletzung des Gesetzes 

beruht;
2. die Entscheidung im Strafausspruch gröblich un­

richtig ist;
3. die Begründung der Entscheidung unrichtig ist.

§312

Kassationsantragsbercclitigte
(1) Die Kassation’ einer rechtskräftigen Entscheidung 

kann vom Generalstaatsanwalt oder vom Präsidenten 
des Obersten Gerichts beim Obersten Gericht beantragt 
werden.

(2) Die Kassation einer rechtskräftigen Entscheidung 
eines Kreisgerichts kann auch vom Staatsanwalt des 
Bezirkes oder vom Direktor des Bezirksgerichts beim 
Präsidium des Bezirksgerichts beantragt werden.

§313
Kassationsfrist

(1) Der Antrag ist nur innerhalb einer Frist von 
einem Jahr seit Eintritt der Rechtskraft zulässig.

(2) Der Antrag muß innerhalb der Frist beim für die 
Kassation zuständigen Gericht eingegangen sein. Eine 
Befreiung von den Folgen einer Fristversäumung findet 
nicht statt.

(3) Handelt es sich um eine Kassation zugunsten des 
Verurteilten, kann das Präsidium des Obersten Ge­
richts auf Antrag des Präsidenten des Obersten Gerichts 
oder des Generalstaatsanwalts die Zulässigkeit des 
Kassationsverfahrens in Ausnahmefällen beschließen, 
wenn mehr als ein Jahr seit Rechtskraft der Entschei­
dung verstrichen ist.


